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Mündlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(18. Ausschuß) 

über den Antrag des Bundesministers der Finanzen 
- Drucksache 1892 - 

betr. Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1952 auf 
Grund der Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Ohlig 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die vom Bundesrechnungshof in seinen Bemerkungen zur Bun- 
deshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1952 — Druck- 
sache 1892 Anlage A — festgestellten Haushaltsüberschreitun- 
gen und außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 83 der Reichs- 
haushaltsordnung nachträglich zu genehmigen und die Bemer- 
kungen des Bundesrechnungshofs zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung 1952 bis auf die Vorbehalte (§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 
der Reichshaushaltsordnung) für erledigt zu erklären; 

2. die Bundesregierung wegen der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952 gemäß § 108 der Reichshaushaltsord- 
nung zu entlasten; 

3. von der Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofs 
zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1952 
— Drucksache 1892 Anlage B — Kenntnis zu nehmen; 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



4. folgende Entschließung zu fassen: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, 

bei der Aufstellung und Ausführung von Bundeshaushalts- 
plänen die Feststellungen und Bemerkungen des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages (Anlage) zu beachten. 

b) Der Bundesminister der Finanzen wird im besonderen er- 
sucht, bei der Durchführung her Haushaltspläne und der 
Aufstellung der Haushaltsrechnungen darauf zu achten, daß 
den Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages (Anlage) Rechnung ge- 
tragen wird. 


Bonn, den 15. November 1956 


Der Haushaltsausschuß 

Dr. Blank (Oberhausen) Ohlig 

stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 


Der Haushaltsausschuß hat auf Grund der 
Prüfung durch den Rechnungsprüfungsaus- 
schuß die nachfolgenden Feststellungen und 
Bemerkungen einstimmig gebilligt: 

1. Verglichen mit den Schwierigkeiten am 
Anfang des 2. Deutschen Bundestages kann 
erfreulicherweise festgestellt werden, daß in- 
zwischen auch in zeitlicher Hinsicht ein Fort- 
schritt in der Berichterstattung und in der 
daran anschließenden parlamentarischen Kon- 
trolle erzielt worden ist. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat 
seine Bemühungen, schon vor der Verab- 
schiedung ider dringend notwendigen Reform 
des Bundeshaushaltsrechts im Rahmen von 
Verwaltungsmaßnahmen die Erreichung bes- 
serer Voraussetzungen für eine parlamenta- 
rische Kontrolle und eine schnellere Informa- 
tion der Öffentlichkeit zu sichern, mit gutem 
Erfolg fortgesetzt. So werden z. B. jetzt am 
31. März die letzten das kassenmäßige Ab- 
schlußergebnis beeinflussenden Geldvorgänge 
gebucht. Die sogenannte Auslaufperioide ist 
fortgefallen. Für die Aufstellung der Rech- 
nungsnachweisungen sind kurze Fristen ge- 
setzt. In der Aufstellung der Bundeshaus- 
haltsrechnung hat das Bundesministerium 
der Finanzen IV 2 Jahre auf geholt, so daß die 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1954 dem Bundestag am 30. Juni 1956 
vorgelegt werden konnte. 

Der Forderung des Artikels 114 Abs. 2 des 
Grundgesetzes, wonach die allgemeine Rech- 
nung und eine Übersicht über das Vermögen 
und die Schulden des Bundes dem Bundes- 
tag und dem Bundes rat im Laufe des näch- 
sten Rechnungsjahres mit den Bemerkungen 
des Rechnungshofs zur Entlastung der Bun- 
desregierung vorzulegen sind, kann allerdings 
noch nicht Rechnung getragen werden. In 
der Weimarer Verfassung war zwar auch die 
Vorlage der Rechnung über die Verwendung 
aller Reichseinnahmen und -ausgäben durch 
den Reichsfinanzminister in dem folgenden 
Rechnungsjahr vorgesehen, nicht aber die 
gleichzeitige Vorlage der Bemerkungen des 


Rechnungshofs, Zwischen der Vorlage der 
Bundeshaushaltsrechnung und der Vorlage 
der Bemerkungen liegt erfahrungsgemäß ein 
Zeitraum von 9 bis 10 Monaten. Um den 
Bestimmungen des Artikels 114 Abs. 2 des 
Grundgesetzes gerecht zu werden, muß erst 
ein neues Abrechnungssystem geschaffen wer- 
den, was auch im Zusammenhang mit der be- 
vorstehenden Reform des Bundeshaushalts- 
rechts beabsichtigt ist. 

Der Präsident des Bundesrechnungshofs hat 
in seiner Denkschrift unter Nr. 1 Abs. 2 
(S. 79) ausgeführt: 

„Die Vorlage dieser Denkschrift hat sich 
aus den gleichen Gründen verzögert wie 
die Vorlage der früheren Denkschriften. 
Es wird eine der Aufgaben der kommen- 
den Haushaltsreform sein, hier durch ge- 
setzliche und verwaltungsmäßige Regelun- 
gen Abhilfe zu schaffen, damit die in den 
Bemerkungen und in der Denkschrift zu- 
sammengefaßten Ergebnisse der Rech- 
nungsprüfung nicht nur für die Vorberei- 
tung der Entlastung, sondern in Zukunft 
in stärkerem Maße für die Aufstellung des 
Haushaltsplans und für den bevorstehen- 
den Haushaltsvollzug ausgewertet werden 
können." 

Der Bundesrechnungshof macht deshalb den 
Vorschlag, „daß künftig an die Stelle der 
Denkschrift ein einheitlicher Tätigkeitsbericht 
des Bundesrechnungshofs treten könnte". 
Damit würde eine Reihe formaler Bemer- 
kungen wegfallen. Der Rechnungsprüfungs- 
ausschuß teilt die Ansicht, daß ein derartiger 
Tätigkeitsbericht nicht in die Zuständigkeit 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofs 
falle, sondern der Bundesrechnungshof, der 
die Prüfungsaufgaben durchführt, auch über 
die Prüfungsergebnisse berichten sollte. 

Erfahrungsgemäß benötigen die Bemerkun- 
gen und die Denkschriften des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofs zu ihrer Ausar- 
beitung einen längeren Zeitraum. Ein von 
der Bundeshaushaltsrechnung losgelöster Tä- 
tigkeitsbericht könnte innerhalb von weni- 
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gen Monaten vorgelegt werden. Dieses vor- 
geschlagene Verfahren würde nach Ansicht 
des Vertreters des Bundesrechnungshofs 
(Dr. Greuner) dem Grundgesetz (Artikel 
114 Abs. 2 Satz 2) nicht entgegenstehen. Der 
Präsident des Bundesrechnungshofs könnte 
nach Vorliegen der Bundeshaushaltsrechnung 
seine Bemerkungen durch weitere Prüfungs- 
ergebnisse ergänzen. Nach Ansicht des Rech- 
nungsprüfungsausschusses könnte dieses Ver- 
fahren auch schon vor der Reform des Haus- 
haltsrechts angewendet werden. 

Der besondere Vorteil liegt in der Gegen- 
wartsnähe und der schnelleren Auswertung 
bei den Haushaltsberatungen. Diese vorläu- 
fige Regelung gilt nur bis zur Reform des 
Haushaltsrechts. 

2. Zu den allgemeinen Fragen des Haushalts- 
rechts stellt der Haushaltsausschuß fest, daß 
er, soweit er nicht ausdrücklich eine andere 
Stellungnahme vorschlägt, dem Standpunkt 
des Bundesrechnungshofs b eitritt. 

3. Der Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO über 
die Prüfung von Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit — vgl. Anlage A Teil II 
S. 40 bis 76 der Drucksache 1892 — wurde 
aus den Beratungen des Rechnungsprüfungs- 
ausschusses vorläufig ausgeklammert, weil 
hierüber ein besonderer Bericht vor dem 
Haushaltsausschuß in einer gemeinsamen Sit- 
zung mit dem Unterausschuß „Bundesbetei- 
ligungen“ erstattet werden soll. 

Im übrigen schließt sich der Haushaltsaus- 
schuß den Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofs zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1952 an und schlägt 
dem Bundestag die Entlastung vor. 

Im einzelnen lenkt der Haushaltsausschuß 
die Aufmerksamkeit des Bundestages auf die 
unter Nr. 4 bis 29 dieses Berichts erwähnten 
Vorgänge. 

4. Vom Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofs wird in Nr. 3 und 4 der Denkschrift 
(S. 80) ausgeführt: 

„3. In der Denkschrift 1951 (Nr. 52 ff.) 
habe ich darauf hingewiesen, daß dem 
Bund in zunehmendem Umfange Auf- 
gaben durch Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung erfüllen läßt und 
daß im Bundeshaushalt solchen Stellen 
von Jahr zu Jahr wachsende Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. Im Einzel- 
plan des Bundesministers des Innern 
z. B. hat sich allein beim Kapitel „All- 
gemeine Bewilligungen“ die Zahl der 


Ansätze und die Höhe der für Zuwen- 
dungen dieser Art veranschlagten Mit- 
tel seit dem Rechnungsjahr 1950 wie 
folgt entwickelt: 

Zahl der 

Rechnungs- Haushalts- Höhe der veranschlagten 

jahr ansätze Mittel DM (rd.) 


1950 

31 

1951 

48 

1952 

63 

1953 

64 

1954 

68 

1955 

71 


30 275 000 
48 438 000 
66 742 000 
85 088 000 
102 153 000 
122 446 000 


Die Zahl der Haushaltsansätze hat sich 
somit in 6 Jahren mehr als verdoppelt. 
Die veranschlagten Mittel sind auf das 
Vierfache angestiegen, sie betragen im 
Rechnungsjahr 1955 rd. 30 v. H. der 
Gesamtausgaben des Haushalts des 
Bundesministers des Innern. 

Insgesamt sind es gegenwärtig annä- 
hernd 800 Zuwendungsempfänger, die 
mit Hilfe von Bewilligungen allein aus 
dem Einzelplan des Bundesministers 
des Innern die verschiedensten Aufga- 
ben erfüllen. In vielen Fällen werden 
die Bundeszuwendungen von den Zu- 
wendungsempfängern an Dritte weiter- 
geleitet. Wenn man diese Stellen ein- 
rechnet, so ergibt sich eine noch we- 
sentlich höhere Zahl von Empfängern. 

4, Ein großer Teil der Zuwendungsemp- 
fänger erhält Mittel aus mehreren 
Haushaltsstellen des Bundesministers 
des Innern und außerdem aus Haus- 
haltsstellen anderer Bundesministerien. 
Bei vielen Antragstellern ist das Bestre- 
ben erkennbar, den Zweck der einzel- 
nen Veranstaltungen und Aktionen 
aufzugliedern, um bei verschiedenen Re- 
feraten und Ressorts Zuwendungen be- 
antragen zu können; sie unterrichten 
dabei nicht immer die mittelverwalten- 
den Stellen über die Anträge, die sie 
bei anderen Stellen gestellt haben oder 
zu stellen beabsichtigen. Das hat eine 
weitgehende Aufteilung der Haushalts- 
mittel in kleine und kleinste Einzel- 
beihilfen zur Folge, wobei der Verwal- 
tungsaufwand in keinem angemesse- 
nen Verhältnis zum Nutzen steht. So 
sind beispielsweise einem Zuwendungs- 
empfänger für die Durchführung von 
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Singeleiter-Lehrgängen aus Mitteln des 
Bundes jugendplanes rd. 12 000 DM, 
aus anderen Haushaltsmitteln des Bun- 
desministers des Innern 700 DM und 
aus Haushaltsmitteln des Bundesmini- 
sters für gesamtdeutsche Fragen 85 DM 
gezahlt worden. Feststellungen dieser 
Art geben mir erneut Veranlassung, 
auf meine Ausführungen in der Denk- 
schrift 1951 Nr. 58 hinzuweisen, mit 
denen ich die Einrichtung einer zen- 
tralen Auskunfts- und Meldestelle ange- 
regt habe. Mit der Schaffung einer sol- 
chen Auskunftsstelle kann wahrschein- 
lich der Verwaltungsaufwand verrin- 
gert und eine wirtschaftlichere und 
sparsamere Verwendung der Mittel er- 
reicht werden." 

Der Haushaltsausschuß hält die Einrichtung 
einer zentralen Auskunfts- und Meldestelle 
für Zuwendungen nach § 64 a RHO für 
dringend erforderlich. Den Mißstand, daß 
hartnäckige und zuweilen auch unredliche 
Geldsucher für ein und denselben Zweck aus 
verschiedenen Quellen des Bundes Mittel er- 
halten, oder daß Unterverbände der Zen- 
tralorganisationen noch Zuwendungen erhal- 
ten, obwohl sie bereits Teilbeträge aus den 
dem Zentralverband zugewiesenen Mitteln 
erhalten haben, muß unverzüglich ein Ende 
gesetzt werden. Auf Grund eines Beschlusses 
des Rechnungsprüfungsausschusses vom 23. Ja- 
nuar 1956 hat diese zentrale Auskunfts- und 
Meldestelle nach Ablauf eines Jahres dem 
Bundestag zu berichten. 

Der Haushaltsausschuß regt in diesem Zu- 
sammenhang an, die Zweckbestimmungen im 
Haushalt klarer gegeneinander abzugrenzen 
und die Erläuterungen deutlicher zu fassen, 
um so durch größere Haushaltsklarheit den 
erwähnten Mißständen auch vorzubeugen. 

5. Es besteht Veranlassung, auf § 28 RHO 
hinzuweisen, wonach Leistungen des Bundes 
vor Empfang der Gegenleistung nur verein- 
bart oder bewirkt werden dürfen, soweit dies 
im allgemeinen Verkehr üblich oder durch 
besondere Umstände gerechtfertigt ist. Nach 
Nr. 22 (S. 16) der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofs hat eine Dienststelle des Deut- 
schen Wetterdienstes Schrott zu einem Ge- 
samtpreis von 3062,78 DM verkauft und 
hierbei den Bund geschädigt. Der Bundes- 
rechnungshof führt hierzu u. a. aus: 

. . Es liegt ein Verstoß gegen § 28 
RHO vor. Das Amt hat auch sonst nicht 
die erforderliche Sorgfalt aufgewendet. In 


allen Fällen von Vorausleistungen des Bun- 
des muß für ausreichende Sicherstellung 
vor Verlusten Sorge getragen werden. Es 
ist ferner versäumt worden, den Vermö- 
gensverhältnissen der Firma genügend Auf- 
merksamkeit zu widmen und die Einzie- 
hung des Betrages mit dem nötigen Nach- 
druck zu betreiben. Wie sich nachträglich 
herausgestellt hat, waren die Firma und 
ihre gseamtschuldnerisch haftenden Inha- 
ber bereits Ende 1952 nicht mehr zah- 
lungsfähig. 

Dem Bund ist ein Schaden in Höhe von 
3062,78 DM nebst den Zinsen und den 
Prozeßkosten entstanden. Der Bundesrech- 
nungshof hat verlangt, daß die verant- 
wortlichen Bediensteten haftbar gemacht 
werden." 

Die Bundesregierung wird ersucht, alle in 
Frage kommenden Stellen darauf hinzuwei- 
sen, daß es zweckmäßig sein dürfte, sich im 
Hinblick auf den bedeutenden Umfang des 
Schrotthandels an die Praxis dieses Handels 
in der privaten Wirtschaft zu halten. In Zu- 
kunft soll darauf geachtet werden, daß Fir- 
men, die Schrott kaufen, im Regelfälle den 
Kaufpreis vorleisten, mindestens aber Zug 
um Zug leisten. 

6. Der Präsident des Bundesrechnungshofs 
hat erneut in seiner Denkschrift (S. 80 bis 
82) bei der Berichterstattung über die Zu- 
wendungen des Bundes an außerhalb der 
Bundesverwaltung stehende Stellen gemäß 
§ 64 a RHO u. a. auf beachtliche Mißstände 
hingewiesen. Unter Nr. 9 (S. 81 und 82) wird 
ausgeführt, daß noch nidit alle Verwen- 
dungsnachweise der zentralen Jugend- und 
Wohlfahrtsorganisationen für die Zuwen- 
dungen aus dem 1. und 2. Bundesjugendplan 
vorgelegt worden sind. Die Verwendungs- 
nachweise für die Zuwendungen aus dem 
3. Bundesjugendplan für das Jahr 1952 be- 
finden sich zum größten Teil noch beim 
Bundesminister des Innern zur Vorprüfung. 
Die gleichen Beanstandungen werden gegen- 
über dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten erhoben. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat deshalb 
einstimmig die folgenden Beschlüsse gefaßt: 

a) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ersucht, Zuwendungen an Empfänger, die 
den Verwendungsnachweis nicht ord- 
nungsmäßig führen oder nicht rechtzeitig 
vorlegen, zu sperren und überhaupt re- 
gelmäßige Überweisungen von Zuwen- 
dungen von der regelmäßigen Vorlage 
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ordnungsmäßiger Verwendungsnachweise 
abhängig zu machen. Es wird erwartet, 
daß diese Sperrungen nicht nur mit einer 
letzten Fristsetzung angedroht, sondern 
auch durchgeführt werden. 

b) Es wird dem Haushaltsausschuß vorgeschla- 
gen, einen gewissen Betrag des Bundes- 
jugendplanes zu sperren, bis die Verwen- 
dungsnachweise vorgelegt sind. 

c) Es wird ferner dem Haushaltsausschuß 
empfohlen, die vom Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofs in Nr. 9 letzter Absatz 
der Denkschrift (S. 82) zum Audruck ge- 
brachte Empfehlung, 

von dem Recht des zuständigen Bun- 
desministers, nach Nr. 6 Abs. 8 der 
Allgemeinen Bewilligungsbedingungen 
(Anlage 2 der Bundesrichtlinien 1955 
zu § 64 a RHO) Zuwendungsempfän- 
gern, die den Verwendungsnachweis 
nicht ordnungsgemäß führen oder nicht 
rechtzeitig vorlegen, die weitere Ver- 
wendung ausgezahlter Mittel zu unter- 
sagen und von der Zuweisung neuer 
Mittel abzusehen, in geeigneten Fällen 
Gebrauch zu machen, 
bei den Haushaltsberatungen in die Er- 
läuterungen aufzunehmen. 

d) Der Bundesminister des Innern wird er- 
sucht, dem Rechnungsprüfungsausschuß 
darüber zu berichten, ob alle noch nicht 
bereinigten Sachverhalte auf einen Stand 
gebracht worden sind, mit dem der Aus- 
schuß zufrieden sein kann. 

7. Der Bundesrechnungshof hat ferner in der 
Denkschrift in Nr. 6 (Seite 80 bis 81) festge- 
stellt, daß der Bundesminister des Innern 
Mittel schon lange Zeit vor ihrer Verwen- 
dung zugewiesen hat, so daß der Empfänger 
Bankkonten anlegen konnte. Teilweise sind 
höhere Mittel angewiesen worden, die der 
Empfänger im laufenden Rechnungsjahr gar 
nicht verbrauchen konnte. Am Ende des 
Rechnungsjahres waren hohe Restbestände 
vorhanden. In der Denkschrift heißt es: 

„So hatte, um ein Beispiel herauszugreifen, 
ein Zuwendungsempfänger, der Bundes- 
mittel für zentrale Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Fürsorge erhielt, jeweils am 
Jahresende folgende Beträge nicht ver- 
braucht: 

Rechnungsjahr nicht verbraucht zugewiesen waren 

" DM DM 

1950 rd. 88 000 210 000 

1951 rd. 84 000 210 000 

1952 rd. 240 000 273 000 


In den nicht verbrauchten Mitteln war ein 
Betrag von 45 000 DM enthalten, der im 
Rechnungsjahr 1951 für einen besonderen 
Zweck zurückgestellt, im Rechnungsjahr 
1952 um weitere 5 000 DM verstärkt und 
erst 1953 verwendet worden ist. Von den 
Zuwendungsmitteln in Höhe von 401 000 
DM waren in einem anderen Falle am Ende 
des Rechnungsjahres 1952 noch 118 000 
DM vorhanden. In einem weiteren Falle 
waren die Zuweisungen an ein Land für 
die Rechnungsjahre 1950 und 1951 um 
100 v. H. (nahezu 1 Mio DM) höher, als 
es im Rahmen des Verwendungszwecks zu 
dieser Zeit erforderlich war; die Mittel 
wurden erst in späteren Rechnungsjahren 
verbraucht. Ein anderes Land hatte aus 
Zuweisungen für die Rechnungsjahre 1950 
bis 1952 von rd. 2,2 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1954 noch einen Bestand von 
150 000 DM. 

Auch im Bereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat der Bundesrechnungshof die vorzeitige 
Ausschüttung der Zuwendungen und die 
Ansammlung von unangemessen hohen 
Geldbeständen bei den Zuwendungsemp- 
fängern wiederholt beanstanden müssen, 
so in letzter Zeit bei den Zuwendungen an 
den vom Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten unterhaltenen 
land- und hauswirtschaftlichen Aufklä- 
rungs- und Informationsdienst (AID) in 
Bad Godesberg. Dieser hat in den Ab- 
schlüssen der Rechnungsjahre 1950 bis 1953 
Kassenbestände in Höhe von 200 000 bis 
rd. 728 000 DM nachgewiesen. Der Schrift- 
wechsel in dieser Angelegenheit ist noch 
nicht abgeschlossen.“ 

Der Bundesminister der Finanzen wird auf 
Grund der einmütigen Meinung des Rech- 
nungsprüfungsausschusses ersucht, laufende 
Zuwendungen nicht nach dem Soll vorzu- 
nehmen, sondern immer zunächst das Ist zu 
prüfen. Dem bestehenden Mißstand, daß viel- 
fach die Mittel vor der Verwendung zuge- 
wiesen werden, so daß der Empfänger sie 
zinsbringend anlegen kann, muß ein Ende 
bereitet werden. 

8. Nach Nr. 5 der Denkschrift (S. 80) wurde 
vom Bundesminister des Innern eine Zuwen- 
dung von 4200 DM für eine Fahrt einer 
Oberschule nach Spanien gemacht. Nach der 
Zweckbestimmung Kap. 0602 Tit. 637 sollen 
die dort angebrachten Mittel „zur Förde- 
rung der kulturellen und wissenschaftlichen 
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Bestrebungen, soweit es sich um repräsentative 
Vertretung des Bundes oder um die Wah- 
rung von Belangen gesamtdeutscher oder in- 
ternationaler Bedeutung handelt“, Verwen- 
dung finden. Der Rechnungsprüfungsaus- 
schuß ist der Ansicht des Bundesrechnungs- 
hofs, daß die erwähnte Zuwendung nicht mit 
dieser Zweckbestimmung vereinbar ist. 

9. Nach Nr. 10 c der Denkschrift (S. 82) wa- 
ren die „Beschaffungen zur Erstausstattung 
von Dienstzimmern“ auch im Berichtszeit- 
raum verschiedentlich zu aufwendig (vgl. 
Denkschrift 1951 Nr. 104). Der Haushalts- 
ausschuß legt Wert darauf, daß die vorhande- 
nen Richtlinien besser beachtet werden. Bei 
der Bewilligung ist auch auf die Erläuterung 
zu verweisen. 

10. In Nr. 10 d der Denkschrift (S. 82) wird 
auch auf einen besonders bedenklichen allge- 
meinen Mangel hingewiesen: 

„Dienststellen haben am Schlüsse des Rech- 
nungsjahres Vorratsbeschaffungen für das 
nächste Rechnungsjahr vorgenommen, um 
unverbraucht gebliebene, nicht übertrag- 
bare Ausgabenmittel noch auszuschöpfen. 
Auch wurden zu diesem Zweck Firmen 
zur Einreichung von Rechnungen für 
noch nicht bewirkte Lieferungen und Lei- 
stungen veranlaßt und die Rechnungsbe- 
träge, ohne daß ein Ausnahmefall nach 
§ 28 Abs. 1 RHO vorlag, noch vor Ablauf 
des Rechnungsjahres bezahlt.“ 

Die Bundesregierung wird ersucht, dafür 
Sorge zu tragen, daß derartige Mängel im 
Rahmen der Organisationsgewalt der einzel- 
nen Bundesministerien abgestellt werden und 
auch sichergestellt ist, daß sie in Zukunft un- 
terbleiben. 

11. Bei Investitionen auf fremden Grund und 
Boden bleiben die Gesichtspunkte der Zweck- 
mäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit manch- 
mal in recht bedenklicher Weise unbeachtet. 
In Nr. 15 der Denkschrift (S. 83) heißt es: 

„Mehrere Bundesdienststellen haben, um 
ihren Raumbedarf zu decken, Haushalts- 
mittel für die Durchführung von Baumaß- 
nahmen auf fremdem Grund und Boden 
verwendet. 

So wurden z. B. für die Unterbringung eines 
Bundesministeriums in einem für 10 Jahre 
angemieteten Grundstück mit älteren Ge- 
bäuden insgesamt rd. 584 000 DM für Bau- 
arbeiten verausgabt, und zwar rd. 440 000 
DM für Umbauten und Instandsetzungs- 
arbeiten an Altbauten und rd. 144 000 DM 
für einen Neubau. Neben der jährlichen 


Miete von 50 400 DM hat der Bund die 
Unterhaltungskosten für die Gebäude und 
für eine größere Parkanlage und die allge- 
meinen Unkosten und Abgaben für das 
Grundstück zu tragen. Ein Anspruch auf 
Ersatz der Aufwendungen für die Bau- 
maßnahmen ist vertraglich ausgeschlossen 
worden. Es werden sogar bei Beendigung 
des Mietverhältnisses Ausgaben für die ver- 
traglich festgelegte Beseitigung solcher 
Baumaßnahmen entstehen, die die Wieder- 
benutzung der Gebäude für die Zwecke 
des Eigentümers beeinträchtigen. 

Das Mißverhältnis zwischen der Höhe der 
Aufwendungen und der Dauer des Miet- 
verhältnisses kennzeichnet die Vereinba- 
rungen als unzweckmäßig und unwirt- 
schaftlich. 

Wenn geeignete Gebäude nicht angemietet 
werden können, hält es der Bundesrech- 
nungshof für wirtschaftlicher, Neubauten 
auf bundeseigenen Grundstücken zu errich- 
ten oder bei der Errichtung von Anlagen 
auf fremdem Grund und Boden sich auf 
die Förderung durch Darlehen zu be- 
schränken.“ 

12. Es besteht Anlaß, darauf hinzuweisen, 
daß in Zukunft bei der Abrechnung von Rei- 
sen mehr Sorgfalt auf die Vorlage ordnungs- 
mäßiger Belege gelegt werden muß. In 
Nr. 30 (S. 86) wird z. B. u. a. auf Grund 
einer Prüfung beim Bundesministerium für 
den Marshall-Plan gesagt: 

„. . . Bei der Prüfung lagen Belege, die eine 
ausreichende Begründung der geleisteten 
Zahlungen enthielten, erst für die Zeit vom 
November 1951 an vor. Für die vorher- 
liegende Zeit vom Januar 1951 bis Okto- 
ber 1951 fehlten ordnungsmäßige und be- 
weiskräftige Belege. Als Nachweis der Not- 
wendigkeit der zu leistenden Ausgaben 
dienten in der Regel nur die Geldanforde- 
rungsschreiben der Reiseteilnehmer, als 
Zahlungsbewei'se waren nur die Durch- 
schriften der vom Bundesminister für den 
Marshall-Plan an die Bank deutscher Län- 
der erteilten Überweisungsaufträge vor- 
handen . . .“ 

13. Wegen der Vorgänge bei dem Institut 
für Raumforschung (vgl. die Denkschriften 
1949/50 S. 80 und 81 und 1951 Nr. 161/163 
sowie 1952 Nr. 32) wird der Bundesminister 
des Innern gebeten, dem Haushaltsausschuß 
mitzuteilen, ob zwischenzeitlich für eine or- 
dentliche Verwaltung bei diesem Institut 
Sorge getragen ist. 
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14. In Nr. 65 (S. 95) wird ausgeführt: 

„Bei einer Wasser» und Schiffahrtsdirektion 
hat der Bundesrechnungshof festgestellt, 
daß von den ihr zugewiesenen Mitteln des 
außerordentlichen Haushalts ungewöhn- 
lich hohe Beträge nicht verbraucht worden 
sind. Der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
waren durch Kassenanschlag rd. 18,4 Mio 
DM zur Verfügung gestellt worden, sie 
setzten sich aus Haushaltsmitteln des lau- 
fenden Rechnungsjahres in Hohe von 
10,5 Mio DM und aus Ausgaberesten aus 
dem Vorjahr in Höhe von 7,9 Mio DM zu- 
sammen. Verausgabt hat die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion jedoch nur rd. 8,15 Mio 
DM, so daß eine Minderausgabe von rd. 
10,25 Mio DM entstanden ist. Die Verwal- 
tung hatte in den Haushaltsvoranschlag 
Mittel für Bauten eingestellt, die sowohl 
hinsichtlich der verwaltungsmäßigen Vor- 
fragen wie auch hinsichtlich der technischen 
Ausführung noch nicht ausreichend geprüft 
und auch in der Planung noch nicht genü- 
gend vorbereitet waren, so daß sie in dem 
vorgesehenen Zeitraum nicht durchgeführt 
werden konnten. 

Eine andere Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion hat aus den gleichen Gründen von den 
ihr für die einmaligen Ausgaben des ordent- 
lichen und die Ausgaben des außerordent- 
lichen Haushalts durch Kassenanschlag zur 
Verfügung gestellten Mitteln im Gesamt- 
beträge von rd. 41,8 Mio DM nur rd. 
32,4 Mio DM verausgabt, so daß rd. 9,4 
Mio DM, also 23 v. H. der gesamten Mit- 
tel, nicht in Anspruch genommen worden 
sind. 

Der Bundesrechnungshof hat in diesen Fäl- 
len auf § 14 RHO hingewiesen, wonach 
einmalige und außerordentliche Ausgaben 
für bauliche Unternehmungen erst dann in 
den Haushaltsplan eingestellt werden dür- 
fen, wenn Pläne, Kostenberechnungen und 
Erläuterungen vorliegen, aus denen die Art 
der Ausführung und die Kosten der bau- 
lichen Maßnahme ersichtlich sind. 

Die Verwaltung hat die Ämter ihres Be- 
reichs angewiesen, diese Vorschrift künftig 
. zu beachten und bei der Veranschlagung der 
für die Durchführung geplanter Bauvor- 
haben erforderlichen Haushaltsmittel einen 
strengen Maßstab anzulegen, um Anforde- 
rungen über den tatsächlichen Bedarf hinaus 
und damit Ausgabereste zu vermeiden.“ 
Derartige Mängel bei der Veranschlagung der 
für die Durchführung geplanter Bauvorhaben 


erforderlichen Haushaltsmittel dürften nicht 
Vorkommen. Der Bundesminister für Ver- 
kehr wird ersucht, dem Haushaltsausschuß zu 
berichten, ob er durch entsprechende Maß- 
nahmen dafür Sorge getragen hat, daß so er- 
hebliche, den Bundeshaushalt beeinträchti- 
gende Mängel sich in Zukunft nicht wieder- 
holen können. 

15, Es besteht auch Veranlassung, darauf hin- 
zuweisen, daß grundsätzlich die Privatwirt- 
schaft zur Ausführung von Arbeiten heran- 
zuziehen ist, die mit dem Wesen des Behör- 
denbetriebes wirtschaftlich nichts zu tun 
haben. Vorgänge, wie sie z. B. in der Denk- 
schrift unter Nr. 70 (S. 97) dargestellt sind, 
sollten vermieden werden: 

„Feststellungen des Bundesrechnungshofs 
im Bereich einer Wasser- und Schiffahrts- 
direktion hatten ergeben, daß eine staat- 
liche Werft mit der Instandsetzung von 
Bundeswohnungen und mit der Herstel- 
lung von Büromöbeln für Bundesbehörden 
beauftragt worden war. Dadurch sind 
höhere Kosten entstanden, als wenn die 
private Wirtschaft herangezogen worden 
wäre. Z. B. hätte ein im Behördenbetrieb 
hergestellter Aktenschrank von einem pri- 
vaten Unternehmen um etwa 40 v. H. bil- 
liger geliefert werden können.“ 

16. Der Haushaltsausschuß lenkt die Auf- 
merksamkeit des Bundestages insbesondere 
auf eine Reihe von untragbaren Mißständen 
bei der Verwaltung der Bundesfernverkehrs- 
straßen (Bundesstraßen und Bundesautobah- 
nen), die der Präsident des Bundesrechnungs- 
hofs unter Nr. 73 bis 79 (S. 97 bis 99) 
dargestellt hat. Die Verwaltungsaufgaben in 
bezug auf Fernverkehrsstraßen sind den 
Straßenbaudienststellen der Länder übertra- 
gen worden. Die Ausführungen in der er- 
wähnten Denkschrift sind eine bemerkens- 
werte Klage über das Versagen dieser Länder- 
dienststellen. So hat z. B. im Bereich einer 
Straßenbauverwaltung ein Tiefbauingenieur 
(TO.A Va) aus Mangel an geeignetem tech- 
nischen Personal insgesamt 16 Bauvorhaben 
an Bundesstraßen, Landstraßen I. und Land- 
straßen II. Ordnung überwachen müssen. Der 
gleiche Mißstand hat in einem anderen Bau- 
amtsbezirk derselben Verwaltung bei einem 
Bauvolumen ähnlichen Umfangs Vorgelegen. 
Hier hat diese umfangreiche Oberwachungs- 
tätigkeit sogar durch einen Angestellten der 
Vergütungsgruppe TO.A VII durchgeführt 
werden müssen. 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
sucht, die mit der Verwaltung der Bundes- 
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Fernverkehrsstraßen betrauten Dienststellen 
hinsichtlich der Personalbesetzung zu über- 
prüfen und dem Haushaltsausschuß über das 
Ergebnis dieser Prüfung zu beriditen. Der 
Haushaltsausschuß spricht die Erwartung aus, 
daß die Länder die vom Bund zur Verfügung 
gestellten Mittel im Rahmen der Länder- 
kompetenz sorgfältig ausgeben und ihre Ver- 
wendung so überwachen, daß Schäden nicht 
entstehen. In diesem Zusammenhang macht 
der Haushaltsausschuß insbesondere auf Nr. 
73 letzter Satz der Denkschrift des Präsiden- 
ten des Bundesrechnungshofs (S. 98) auf- 
merksam: 

„Wegen der finanziellen Schäden, die dem 
Bund durch unzureichende Personalbesct- 
zung der Dienststellen entstehen sollten, 
hat der Bundesminister für Verkehr auf 
die Haftpflicht der Länder hingewiesen.“ 

In der 16. Sitzung des Rechnungsprüfungs- 
ausschusses am 30. Januar 1956 hat der Ver- 
treter des Bundesministeriums für Verkehr 
auf die Lrage, ob der Bundesminister für 
Verkehr inzwischen in einem Fall von dieser 
Drohung auch tatsächlich Gebrauch gemacht 
habe und hierbei die Haftpflicht des betref- 
fenden Landes auch zahlenmäßig richtig zum 
Ausdruck gekommen sei, die folgende Aus- 
kunft erteilt: 

„Bis jetzt ist ein Einzelfall nicht verfolgt 
worden, aber durch die Recht sprechung 
des Bundesgerichtshofs ist die Haftpflicht 
der Länder für alle Schäden, die dem Bund 
infolge des Verschuldens der Länder ent- 
stehen, festgestellt worden. Das ist für die 
Länder eine große Warnung.“ 

Der Rechnungsprüfungsausschuß macht auf 
das am 30. Dezember 1954 verkündete Ur- 
teil des III. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs 
— III ZR 102/53 — und den Allgemeinen 
Runderlaß Straßenbau Nr. 3/1955 des Bun- 
desministers für Verkehr vom 11. Februar 
1955 — • StB 2-Rbv 50 Vmz 55 — aufmerk- 
sam, in dem u. a. ausgeführt wird: 

„Durch diese Entscheidung ist nunmehr 
klargestellt, daß in der Regel für An- 
sprüche aus Verletzung der Verkehrssiche- 
rungspflicht auf den Bundesfernstraßen die 
Länder oder die nach Landesrecht zustän- 
digen Selbstverwaltungskörperschaften aus- 
schließlich und allein zu haften und somit 
auch die hierdurch entstehenden Ausgaben 
zu tragen haben. . . . 

Die Rechtsgrundsätze des Urteils über die 
Haftung sind in gleicher Weise auch für 


alle Schadensersatzansprüche anzuwenden, 
die ihre Grundlage in einer fehlerhaften 
Verwaltungstätigkeit des Landes bzw. der 
Selbstverwaltungskörperschaft selbst haben. 
Hierunter fallen auch Organisationsmän- 
gel, z. B. mangelnde Beaufsichtigung und 
Überwachung der Beamten, Bediensteten 
oder sonstigen Erfüllungsgehilfen oder un- 
zulängliche Personalbesetzung.“ 

Der Rechnungsprüfungsausschuß ist der Auf- 
fassung, daß der Bund auch hier die Zuwei- 
sung weiterer Mittel davon abhängig machen 
muß, daß die Länder eine sparsame und ord- 
nungsmäßige Verwendung dieser Mittel ga- 
rantieren und durch geeignete Maßnahmen 
sicherstellen. Der Bundesminister für Ver- 
kehr wird gebeten, dies in geeigneter Form 
bekanntzumachen und dem Haushaltsaus- 
schuß zu berichten, daß er für die baldige Ab- 
stellung aller in der Denkschrift des Präsi- 
denten des Bundesrechnungshofs (Nr. 73 bis 
79 S. 97 bis 99) dargestellten Mängel Sorge 
getragen hat. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß vermag 
auch nicht einzusehen, aus welchen Gründen 
teilweise ein so bedenkliches Zahlungssystem 
angewandt würd, wie es in der Denkschrift 
unter Nr. 78 mit Recht beanstandet worden 
ist: 

„Mehrere Straßenbauverwaltungen haben, 
wie der Bundesrechnungshof festgestellt 
hat, erhebliche Beträge vor Empfang der 
Gegenleistung zugunsten von Lieferfirmen 
auf Sperrkonten eingezahlt. Der Bundes- 
rechnungshof hat diese Fälle beanstandet 
und darauf hingewiesen, daß, falls Nach- 
teile (Zins- oder Kapitalverlust) für den 
Bund eintreten, die verantwortlichen Be- 
diensteten auch für den Schaden haftbar 
zu machen sind.“ 

Ein derartiges Verfahren kann zur Ver- 
schlechterung der Bauausführung beitragen; 
solche Vorleistungen des Öffentlichen Auf- 
traggebers sind weder üblich noch irgendwie 
sachlich begründet. 

17. Zu der Frage der Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten und der Entwicklung neuer 
Bauarten, der Baugeräte und Bauverfahren 
wird in der Denkschrift unter Nr. 83 ausge- 
führt: 

„Zur Förderung von Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten und zur Entwicklung neuer 
Bauarten, Baugeräte und Bauverfahren 
sind den Ländern in den Rechnungsjahren 
1951 bis 1953 rd. 25,7 Mio DM als Dar- 
lehen gewährt worden. Die Darlehen wur- 
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den auf Antrag für Einzelmaßnahmen be- 
willigt und in Teilbeträgen entsprechend 
dem Baufortschritt ausgezahlt. Sie sind mit 
1 v. H. zu verzinsen und mit 1 v. H. zu- 
züglich der durch die laufende Tilgung er- 
sparten Zinsen zu tilgen. . . . 

Teilweise sind in größerer Anzahl Unter- 
suchungen für denselben Zweck durchge- 
führt und bei großen Bauvorhaben auf 
alle Wohnungseinheiten (häufig 200 und 
mehr Wohnungseinheiten) ausgedehnt 
worden. Der Bundesrechnungshof hat den 
Eindruck, daß die Förderungsmaßnahmen 
häufig zu weit gehen und die Kosten je 
Wohnungseinheit zu hoch sind. Er hat den 
Bundesminister für Wohnungsbau um 
Stellungnahme gebeten. Die Angelegenheit 
ist noch nicht abgeschlossen.“ 

Der Haushaltsausschuß bittet den Bundes- 
minister für Wohnungsbau um einen Bericht 
darüber, ob inzwischen auf Grund der Aus- 
führungen des Bundesrechnungshofs unter 
Nr. 83 (S. 100 bis 101), insbesondere hin- 
sichtlich der Auswertung der Versuche und 
der Verwendungsnachweise, ein tragbarer Zu- 
stand eingetreten ist. 

18. Auch beim Bergarbeiterwohnungsbau hat 
der Bundesrechnungshof beachtliche Mängel 
festgestellt und das Fehlen von Unterlagen 
beanstandet. Er sagt unter Nr. 86 Abs. 2 
Satz 1 (S. 102): 

„Bei den Bundestreuhandstellen fehlten, 
wie der Bundesrechnungshof feststellen 
mußte, größtenteils die für die Beurtei- 
lung der Bauvorhaben notwendigen Un- 
terlagen, wie Bauzeichnungen, Baubeschrei- 
bungen, Schlußabrechnungen und die end- 
gültigen Wirtschaftlichkeitsberechnungen. 
Ein großer Teil der durchgeführten Bau- 
vorhaben war nicht abgerechnet.“ 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wird 
ersucht, dem Haushaltsausschuß zu berichten, 
ob und in welchem Umfange inzwischen auf 
Grund der von ihm eingeleiteten Maßnah- 
men auch tatsächlich eine Wendung zum Bes- 
seren eingetreten ist. 

19. Der Rechnungsprüfungsausschuß macht 
auch auf Nr. 91 der Denkschrift (S. 103) auf- 
merksam: 

„Der Bundesrechnungshof stellte im Be- 
reich einer Oberfinanzdirektion fest, daß 
von 817 mit Bundesdarlehen geförderten 
Wohnungen für Bundesbedienstete 49, das 
sind 6 v. FI. von Bediensteten des Landes 
bewohnt werden, obwohl das Land Er- 


satzwohnungen für Bundesbedienste nicht 
zur Verfügung gestellt hat. Er hat die Frei- 
machung der Wohnungen oder die Bereit- 
stellung gleichwertiger Ersatzwohnungen 
gefordert.“ 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wird 
ersucht, dem Haushaltsausschuß zu berichten, 
ob die Freimachung der Wohnungen oder die 
Bereitstellung gleichwertiger Ersatzwohnun- 
gen erfolgt ist. 

20. Bei der Beförderungsteuer (vgl. Nr. 93 
bis 95 S. 103 bis 104) hat sich auch gezeigt, 
daß die Steueraufsicht noch nicht so ausge- 
übt wird, wie es zur Sicherung des Steuer- 
aufkommens erforderlich ist; insbesondere 
wird immer wieder festgestellt, daß für den 
von Unternehmern betriebenen Werkfern- 
verkehr die Beförderungsteuer nicht entrich- 
tet worden ist. Die erheblichen Steuerausfälle 
liegen, wie sich bei den Beratungen dieser 
Vorgänge ergeben hat, auch bei den anderen 
Steuerarten vor. Die Stellen sind viel zu 
schwach besetzt, und daraus resultiert eine 
ständige Schädigung der Bundesfinanzen. So- 
lange eine Unterbesetzung von etwa 20 v. H. 
des Personals vorliegt, wird nach einer Äuße- 
rung eines Vertreters des Bundesrechnungs- 
hofs in der 16. Sitzung des Rechnungsprü- 
fungsausschusses vom 30. Januar 1956 alles 
so bleiben wie bisher. 

Der Haushaltsausschuß ersucht den Bundes- 
minister der Finanzen, auf Grund einer gut- 
achtlichen Stellungnahme des Bundesrech- 
nungshofs für alsbaldige Abstellung dieses 
Mißstandes Sorge zu tragen. 

21. Der Haushaltsausschuß lenkt die Auf- 
merksamkeit des Bundestages insbesondere 
auf die sehr interessanten Ergebnisse der Prü- 
fung der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer (vgl. Nr. 97 bis 108, S. 104 bis 107 der 
Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofs). 

Wegen der eingetretenen erheblichen Schädi- 
gung der Bundesfinanzen und auch im Hin- 
blick auf die grundsätzliche steuerpolitische 
Bedeutung dieser Vorgänge werden im fol- 
genden die Ausführungen des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofs über die einzelnen 
Prüfungsergebnisse wiedergegeben : 

„98. Die Aufstellung der DM-Eröffnungs- 
bilanz der Geldinstitute und Versiche- 
rungsunternehmen ist in einer Reihe 
von Durchführungsverordnungen zum 
Umstellungsgesetz durch besondere 
Vorschriften geregelt. Die Unterneh- 
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men hatten zur Errechnung der ihnen 
nach §§H und 12 des Umstellungs- 
gesetzes zustehenden Ausgleichsforde- 
rungen besondere Umstellungsrech- 
nungen nach dem Stande vom 21. Juni 
1948 aufzustellen. Die Umstellungs- 
rechnungen waren durch die Banken- 
oder die Versicherungsaufsichtsbehör- 
den zu prüfen und zu genehmigen. 

Da die Feststellung der in der DM- 
Eröffnungsbilanz auszuweisenden Aus- 
gleichsforderungen schwierig und zeit- 
raubend war, hat sich die Prüfung und 
Genehmigung der Umstellungsrech- 
nungen und damit auch die endgültige 
Veranlagung dieser Unternehmen oft 
jahrelang verzögert. Sie wurde aber 
häufig auch dann noch nicht durch- 
geführt, wenn die Umstellungsrech- 
nung schon genehmigt war. Der Bun- 
desrechnungshof hat darauf hinge- 
wirkt, daß die Finanzämter, soweit 
dies möglich war, endgültige Steuer- 
erklärungen anforderten und die Ver- 
anlagungen unverzüglich Vornahmen, 
diese führten meist zu erheblichen 
Steuernachforderungen. 

99. In noch weit größerem Umfang als 
bisher hat der Bundesrechnungshof die 
mißbräuchliche Anwendung der Be- 
stimmungen des § 131 AO beanstan- 
den müssen. Nach § 131 AO können 
im Einzelfall Steuern ganz oder zum 
Teil erlassen, erstattet oder angerech- 
net werden, wenn ihre Einziehung 
nach Lage des einzelnen Falles unbil- 
lig wäre. Einige Oberfinanzdirektio- 
nen und Finanzminister der Länder 
haben auf Grund des § 131 AO hohe 
Steuerbeträge erlassen und erhebliche 
steuerliche Sondervergünstigungen ge- 
währt, ohne daß die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen dafür Vorlagen. Sie 
haben z. B. Sonderabschreibungen, 
Ausnahmebewilligungen (§ 7 a bis e 
EStG) und überhöhte Wertansätze in 
der DM-Eröffnungsbilanz zugelassen, 
die sich in den folgenden Jahren ge- 
winnmindernd auswirkten. 

Im einzelnen hat der Bundesrech- 
nungshof hierzu folgendes festgestellt: 

100. Der Finanzminister eines Landes hat 
auf Vorschlag der Oberfinanzdirek- 
tion den Gesellschaftern einer Kom- 
manditgesellschaft unter der Bedin- 
gung, daß sie etwa 3 bis 4 Mio DM in 


eine neue Fabrik investierten, aus Bil- 
ligkeitsgründen die Einkommensteuer 
im Erstjahr der Investierung in Höhe 
von 100 v. H., im Zweitjahr in Höhe 
von 75 v. H. und in den beiden fol- 
genden Jahren in Höhe von je 50 
v. H. erlassen. Im Ergebnis wurden 
dadurch den Gesellschaftern Steuer- 
beträge erlassen, die insgesamt über 
das Doppelte der investierten Beträge 
hinausgingen. Außerdem sagte der Fi- 
nanzminister den Gesellschaftern zu, 
er werde nach Ablauf von 4 Jahren 
weitere Erlaßanträge wohlwollend 
prüfen. 

Eine unbillige Härte, die nach § 131 
AO die Voraussetzung für jede Billig- 
keitsmaßnahme ist, lag nicht vor; das 
Unternehmen war wirtschaftlich sehr 
gesund und erzielte in jedem Jahr be- 
trächtliche Gewinne, z. B. im Erstjahr 
6,5 Mio DM. Der Grundsatz der 
steuerlichen Gleichmäßigkeit und Ge- 
rechtigkeit ist hier in bedenklicher 
Weise verletzt worden. 

101. Zur Beschleunigung des wirtschaft- 
lichen Wiederaufbaues einer Stadtge- 
meinde hat die unter Nr. 100 er- 
wähnte Oberfinanzdirektion einer 
größeren Anzahl von Unternehmern 
aus Billigkeitsgründen bedeutende, ge- 
setzlich nicht vorgesehene Sonderab- 
schreibungen auf bewegliche und un- 
bewegliche Anlagegüter zugestanden. 
Dadurch haben diese Unternehmer in 
den einzelnen Jahren erhebliche Be- 
träge an Steuern weniger entrichtet. 
Außerdem kamen ihnen bei der durch 
die Sonderabschreibungen hervorge- 
rufenen Gewinnverlagerung die inzwi- 
schen eingetretenen Tarifsenkungen 
zugute. 

In keinem der Fälle lagen die Voraus- 
setzungen für Billigkeitsmaßnahmen 
nach § 131 AO vor; die Unternehmen 
befanden sich durchweg in guten wirt- 
schaftlichen Verhältnissen und besaßen 
eine bemerkenswerte Flüssigkeit. Die 
Oberfinanzdirektion hat ihre Ent- 
scheidungen lediglich auf volkswirt- 
schaftliche Gesichtspunkte gestützt 
und dabei den Grundsatz der Gleich- 
mäßigkeit der Besteuerung unbeachtet 
gelassen. 

Es hätte auch nach dem Zweiten Ge- 
setz über die Finanzverwaltung in 
Verbindung mit der VO über die Mit- 
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Wirkung des Bundes bei der Verwal- 
tung der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer vom 12. August 
1952 die Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen zu den Ent- 
scheidungen nach § 131 AO eingeholt 
werden müssen. Das ist nicht ge- 
schehen. 

102. In einem weiteren Fall ist, wie der 
Bundesrechnungshof festgestellt hat, 
ein Unternehmer durch die Gewäh- 
rung von Sonderabschreibungen in die 
Lage versetzt worden, 229 000 DM 
Darlehen zur Förderung des Woh- 
nungsbaues an andere Unternehmer 
zu geben und dabei die Steuerbefrei- 
ungsvorschriften des § 7 c EStG in 
Anspruch zu nehmen. Fiieraus ist er- 
sichtlich, daß er flüssig war und die 
Sonderabschreibungen nicht zu den in 
seinem Antrag angegebenen betrieb- 
lichen Investierungen benötigte. 

103. Die unter Nr. 100 erwähnte Ober- 
finanzdirektion hat wiederholt Steuer- 
pflichtigen aus Billigkeitsgründen sog. 
„Ausnahmebewilligungen" zu § 7 c 
EStG gewährt, bei denen die Höchst- 
beträge erheblich überschritten und 
Befreiungen von den die Vergünsti- 
gung einschränkenden Vorschriften 
ausgesprochen wurden. Es sollten An- 
gehörigen der Finanzverwaltung, vor- 
nehmlich den Bediensteten der Ober- 
finanzdirektion, schnell Neubauwoh- 
nungen verschafft werden. Die Ober- 
finanzdirektion hat, um Trennungs- 
entschädigungen einzusparen, nach 
ihrer eigenen Angabe zur Selbsthilfe 
gegriffen. Trennungsentschädigungen 
und damit Haushaltsmittel einzuspa- 
ren — noch dazu unter Umgehung 
der Vorschriften des EStG — ist nicht 
Aufgabe der Steuerverwaltung. Billig- 
keitsgründe im Sinne des § 131 AO 
lagen auch in diesen Fällen nicht vor; 
denn die Unternehmer waren nach 
den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofs durchweg sehr flüssig und 
konnten betriebliche Gelder in be- 
trächtlicher Höhe für außerbetrieb- 
liche Zwecke frei machen. 

104. Der Finanzminister eines anderen 
Landes hat ebenfalls mehreren Unter- 
nehmern erhebliche Sonderabschrei- 
bungen aus Billigkeitsgründen zuge- 
standen, ohne zu prüfen, ob über- 


haupt eine unbillige Härte vorlag. Bei 
diesen Entscheidungen wurden sogar 
die Höchssätze des § 36 des Gesetzes 
über die Investitionshilfe der gewerb- 
lichen Wirtschaft vom 7. Januar 1952 
von 30 und 50 v. H., die nach aner- 
kannter und ständiger Verwaltungs- 
praxis als oberste Grenze für Sonder- 
abschreibungen gelten, teilweise erheb- 
lich überschritten; z. B. wurden einer 
Aktiengesellschaft Sonderabschreibun- 
gen von 73 und 54 v. H. gewährt. Das 
Kapital dieser Aktiengesellschaft be- 
findet sich überwiegend in ausländi- 
schem Besitz. 

105. In einem anderen Fall gestattete der 
Finanzminister eines Landes einer Ge- 
sellschaft aus Billigkeitsgründen, eine 
uneinbringliche Forderung von rd. 
2,2 Mio RM in der RM-Schlußbilanz 
zum vollen Betrage anzusetzen, die 
Forderung in die DM-Eröffnungs- 
bilanz mit 2,2 Mio DM zu überneh- 
men und zum 31. Dezember 1948 auf 
140 000 DM abzuschreiben. Dadurch 
wurde der Gewinn der DM-Zeit bis 
zum 31. Dezember 1948 unzulässiger- 
weise um rd. 2,1 Mio DM gemindert. 
Es ergab sich ein Verlust, der auf die 
Jahre 1949 und 1950 vorgetragen 
wurde und zur Folge hatte, daß in 
diesen beiden Jahren keine Einkom- 
mensteuer zu erheben war. Für 1951 
und 1952 erließ der Finanzminister, 
obgleich die Firma Millionengewinne 
erzielt hatte, den Gesellschaftern aus 
Billigkeitsgründen die gesamte Ein- 
kommensteuer. Er stellte für die Jahre 
1953 und 1954 weiteren Steuererlaß in 
Aussicht. . . . 

Unbillige Härten nach § 131 AO, die 
ein derart ungewöhnliches Entgegen- 
kommen hätten rechtfertigen können, 
lagen nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofs nicht vor. 

Der Finanzminister begründete die 
von ihm getroffenen Entscheidungen 
damit, daß der Gesellschaft ein Aus- 
gleich für in der RM-Zeit erlittene 
Vermögensverluste gewährt, neue Ar- 
beitsplätze geschaffen und die dro- 
hende Abwanderung des Betriebes in 
ein Nachbarland verhindert werden 
sollten. 

Die langjährige ungerechtfertigte und 
außerordentlich weitgehende steuer- 
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liehe Begünstigung dieser Firma blieb 
der Öffentlichkeit nicht verborgen 
und erregte allgemein Unwillen. 
Weiterhin wurde der Gesellschaft 
durch die Landesfinanzbehörden ge- 
stattet, die in der OMnEröffnungsbilanz 
unzulässigerweise mit 2, 2 Mio DM ein- 
gestellte Forderung bei der Vermögen- 
steuer, Vermögensabgabe und Ge- 
werbekapitalsteuer nur mit 140 000 
DM (anstatt mit 2,2 Mio DM) zu be- 
rücksichtigen. Diese Maßnahme steht 
im Widerspruch zu § 75 DMBG, wo- 
nach die für einzelne Vermögens- 
gegenstände nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes in die Eröffnungs- 
bilanz eingestellten Werte auch für die 
Steuern vom Vermögen maßgebend 
sind, die unter Zugrundelegung des 
Stichtages vom 21. Juni 1948 veran- 
lagt werden. Die Firma hat dadurch 
zu Unrecht weitere erhebliche Steuer- 
einsparungen erzielt. 

106. Auch in einem anderen Land hat der 
Bundesrechnungshof ähnliche von 
dem Finanzminister gebilligte unrich- 
tige Wertansätze in der DM-Eröff- 
nungsbilanz festgestellt, die zu Steuer- 
ausfällen geführt haben. 

107. Wie ich schon in der Denkschrift 1951 
Nr. 345 ausgeführt habe, verbietet 
nach Ansicht des Bundesrechnungshofs 
der Grundsatz der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung die Einräumung be- 
sonderer Steuervorteile. Maßnahmen 
zur Förderung der Wirtschaft sollten 
grundsätzlich durch Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln finanziert werden, 
damit eine parlamentarische Kontrolle 
gewährleistet ist. 

Finanzielle Ergebnisse der Prüfungen 

108. Wie sehr die Veranlagungstätigkeit 
der Finanzämter noch zu Beanstan- 
dungen Anlaß gab, läßt auch das fi- 
nanzielle Ergebnis der vom Bundes- 
rechnungshof mit 10 Prüfungsbeam- 
ten durchgeführten örtlichen Prüfun- 
gen erkennen. Für die Rechnungsjahre 
1952 und 1953 wurden auf Grund der 
nur stichprobenweisen Prüfungen ins- 
gesamt rd. 9,946 Mio DM Bundesab- 
gaben und rd. 8,5 Mio DM Landes- 
steuern und sonstige Steuern nacher- 
hoben. In diesem zahlenmäßig be- 
rechenbaren Erfolg erschöpft sich aber 
das Ergebnis der Prüfungen nicht, da 


diese sich durch die Vermeidung der 
beanstandeten Fehler in noch größe- 
rem Maße für die Zukunft auswir- 
ken.“ 

Der Haushaltsausschuß hat mit Erstaunen zur 
Kenntnis genommen, daß die im Grundge- 
setz verankerte Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung in Deutschland nicht völlig gewährlei- 
stet ist und daß auch das Zweite Finanzver- 
waltungsgesetz keine absolute Gewähr für 
die Durchführung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung bietet. Der Bundesminister der 
Finanzen wird deshalb ersucht, 

a) unverzüglich alle Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um mit den Landesministern zu 
einem Einvernehmen zu kommen, das in 
Zukunft derartige Fälle ausschaltet; 

b) dem Haushaltsausschuß zu berichten, ob 
und welche Maßnahmen getroffen wor- 
den sind, die durch das Verschulden der 
Länder verursachte Schädigung des Bun- 
des wiedergutzumachen. Hierbei ist ins- 
besondere zu berichten, ob der Bundes- 
anteil an den Einkommen- und Körper- 
schaftsteuern in Höhe des Betrages ein- 
gezogen worden ist, um den die Länder 
den Bund durch nachgewiesene Verletzun- 
gen bundesgesetzlicher Bestimmungen ge- 
schädigt haben. 

Die Ausführungen des Bundesrechnungshofs 
werden gebilligt und als besonders dankens- 
wert bezeichnet. Er wird gebeten, insbeson- 
dere diesen Vorgängen Aufmerksamkeit zu 
widmen und, falls sich solche Sachverhalte 
wiederholen sollten, in der nächsten Denk- 
schrift des Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofs wieder darüber zu berichten. 

Bei den von nur 10 Prüfungsbeamten durch- 
geführten örtlichen Prüfungen konnten für 
die Rechnungsjahre 1952 und 1953 insgesamt 
rd. 18,5 Mio DM Steuern nacherhoben wer- 
den. In diesem Betrage sind die Fälle nicht 
enthalten, in denen ein Streit mit den Län- 
derministern besteht. 

Im Falle des unter Nr. 100 (S. 105) erwähn- 
ten Tatbestandes sind die steuerlichen Begün- 
stigungen angeblich genehmigt worden, um die 
Investierung von Millionenbeträgen in eine 
neue Fabrik zu erreichen und gleichzeitig 
Flüchtlingen behilflich zu sein. Bei einer spä- 
teren Durchleuchtung der Zusammenhänge 
stellten sich Umstände heraus, die eine An- 
wendung des § 131 AO nicht rechtfertigten. 
Eine steuerliche Begünstigung von etwa 
2 Mio DM ist hierbei schließlich unter Ver- 
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letzung der Grundsätze der steuerlichen Gleich- 
mäßigkeit und Gerechtigkeit auf rd. 6 Mio DM 
angestiegen. Dasselbe Konsortium, das sich in 
Südbaden in der unter Nr. 100 dargestellten 
Weise bereichert hat, hat seine rechtswidrigen 
Bereicherungsabsichten auch in Bayern ver- 
wirklicht, bis der Bund schließlich nach einer 
Prüfung auf Grund des § 131 einmal zufassen 
konnte. Dem Bundesrechnungshof stehen lei- 
der jetzt nur 11 Prüfungsbeamte für das ganze 
Bundesgebiet zur Verfügung. Diese Zahl reicht 
nicht aus, um die Mißstände aufzudecken und 
abzustellen. In vielen Fällen wird also nicht 
eingegriffen, weil eine Prüfung nicht erfolgen 
kann. 

Die dargestellten erheblichen Mängel zeigen, 
wie dringend eine einheitliche Bundesfinanz- 
verwaltung erforderlich ist, um die gleich- 
mäßige Behandlung der Steuerzahler und die 
Wahrung der berechtigten finanzwirtschaft- 
lichen Belange des Bundes zu gewährleisten. 

Ob der in der Drucksache 1892 unter Nr. 100 
(S. 105) dargestellte Fall bereits im Landtag 
von Baden-Württemberg diskutiert worden 
ist, bedarf noch einer weiteren Klärung. Das 
Finanzministerium Baden-Württemberg hat in 
dieser Sache nach einer Mitteilung der Ver- 
tretung Baden-Württemberg vom 29. Februar 
1956 sich wie folgt geäußert: 

„Der in der BT-Drucksache 1892 auf S. 105 
dargestellte Fall des Erlasses von Einkom- 
mensteuer eines Betriebes in Südbaden 
wurde, soweit hier bekannt ist, im einzel- 
nen bisher weder von dem Landtag des 
früheren Landes Baden noch von dem Land- 
tag des Landes Baden-Württemberg be- 
handelt. 

Finanzministerium Baden-Württemberg 
gez. Dr. Jaeger“. 

Der Haushaltsausschuß bittet deshalb den 
Bundesrechnungshof, die von ihm bereits be- 
anstandeten Tatbestände weiter im Auge zu 
behalten und über den Verlauf dieser Fälle 
im einzelnen zu berichten. 

Eine Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen liegt in keinem dieser Fälle vor. Die 
Länder haben ihre Steuereinnahmen und spä- 
ter auch den Bundesanteil an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer, ohne den Bund zu 
fragen, eigenmächtig und im Wege schuld- 
hafter Verletzungen von bundesgesetzlichen 
Bestimmungen gekürzt; sie sind deshalb dem 
Bund gegenüber regreßpflichtig. Die Rechts- 
grundsätze des Urteils des Bundesgerichtshofs 


(III ZR 102/53) sind in gleicher Weise auch 
für alle Schadenersatzansprüche anzuwenden, 
die ihre Grundlage in einer fehlerhaften Ver- 
waltungstätigkeit des Landes selbst haben. 
Wenn auch der Bundesminister der Finanzen 
eine Zustimmung zu den vorerwähnten und 
vom Bundesrechnungshof beanstandeten Fäl- 
len nicht gegeben hat, so waren ihm diese in 
den Jahren nach der Währungsreform in Er- 
scheinung getretenen erheblichen Mängel doch 
bekannt. Gerade wegen dieser Kenntnis hat 
er sich auch veranlaßt gesehen, darauf zu 
dringen, eine Mitwirkung des Bundes zu er- 
möglichen. Der Bundesminister der Finanzen 
hat auch versucht, die Großbetriebe, in denen 
diese Fragen besonders akut gewesen sind, 
unter seine Kontrolle zu bekommen. Dabei 
ist er jedoch auf starken Widerstand der Län- 
der gestoßen. 

Schließlich hat man sich mit dem Zweiten 
Gesetz über die Finanzverwaltung vom 15. Mai 
1952 (BGBl. I S. 293), das u. a. auch eine 
Mitprüfung des Bundes bei Betriebsprüfungen 
ermöglicht, begnügt. Diese nur geringe Mit- 
wirkung genügt nicht, weil sie sich nur auf 
eine kleine Anzahl von Betrieben beschränkt. 
§ 2 des Zweiten Gesetzes über die Finanz- 
verwaltung regelt die Überwachung durch den 
Bund wie folgt: 

„(1) Für die in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Abgaben überwachen der Bundesminister 
der Finanzen und seine Beauftragten, im 
Zusammenwirken mit den für die Finanz- 
verwaltung zuständigen obersten Landes- 
behörden, die Gleichmäßigkeit der Gesetzes- 
anwendung und die Ordnungsmäßigkeit der 
Verwaltung. 

(2) Die für die Finanzverwaltung zustän- 
digen obersten Landesbehörden werden dem 
Bundesminister der Finanzen und seinen 
Beauftragten auf Anfordern die Unterlagen, 
die sich auf die Verwaltung der in § 1 
Abs. 1 bezeichneten Aufgaben beziehen, zur 
Einsichtnahme vorlegen oder vorlegen las- 
sen.“ 

In der 17. Sitzung des Rechnungsprüfungs- 
ausschusses vom 20. Februar 1956 wurde auf 
Befragen u. a. die Auskunft erteilt, daß das 
Bundesministerium der Finanzen von dem 
vorerwähnten Recht, Beauftragte zum Zwecke 
der Kontrolle zu den Ländern zu entsenden, 
bislang keinen Gebrauch gemacht habe. 

Der Bundesminister der Finanzen hatte zwar 
ursprünglich für alle in Frage stehenden Son- 
derabschreibungen durchgesetzt, diese in vol- 
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lern Umfange zur Genehmigung vorzulegen. 
Auf Druck der Länder hat er aber nach- 
gegeben und schließlich einer Grenze von 
100 000 DM pro Fall zugestimmt. In vielen 
Besprechungen zwischen dem Bundesministe- 
rium der Finanzen und den Leitern der 
Steuerabteilungen der Länderfinanzministerien 
wurde immer wieder anerkannt, daß die 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung unter allen 
Umständen oberstes Gebot sein soll. Die in 
der 17. Sitzung des Rechnungsprüfungsaus- 
schusses vom Vertreter des Bundesministeriums 
der Finanzen zum Ausdruck gebrachte scharfe 
Mißbilligung der auch vom Bundesrechnungs- 
hof beanstandeten Sachverhalte genügt nicht, 
wenn man tatsächlich von den im Zweiten 
Gesetz über die Finanzverwaltung gegebenen 
Kontrollmöglichkeiten des Bundes keinen Ge- 
brauch macht und sogar im Falle erheblicher 
Beanstandungen auch nach den Prüfungen des 
Bundesrechnungshofs die Länder nicht in An- 
spruch genommen werden. 

Die Frage der zweckmäßigen Ausgestaltung 
der Bundesbetriebsprüfungen wird im Haus- 
haltsausschuß besonders erörtert werden. Der 
Bundesminister der Finanzen wird ersucht, 
hierzu sachdienliche Vorschläge zu machen. 

22. Infolge der nicht genügenden Besetzung 
der Umsatzsteuerstellen bei den Oberfinanz- 
direktionen sind seit der Währungsreform bis 
heute bei einzelnen Oberfinanzdirektionen 
mehr als 50 v. H. der Umsatzsteuerfälle, in 
denen eine Begünstigung oder Befreiung in 
Anspruch genommen worden ist, noch unge- 
prüft. 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
sucht, dem Rechnungsprüfungsausschuß über 
die den Ländern gewährten Verwaltungs- 
gebühren im Zusammenhang mit den dem 
Bund entgangenen Einnahmen näher zu be- 
richten. 

23. In Nr. 109 (S. 107) wird u. a. ausgeführt: 
„Nach § 1 des Gesetzes über eine Finanz- 
hilfe für das Land Schleswig-Holstein vom 
29. März 1951 gewährte der Bund dem 
Land Schleswig-Holstein zur Aufrechterhal- 
tung seiner Zahlungsfähigkeit bis zum Voll- 
zug des Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern im Rechnungsjahr 1951 
einen unverzinslichen Kredit in Höhe von 
70 Mio DM. 

Der Betrag wurde im Rechnungsjahr 1950 
mit 40,9 Mio DM, im Rechnungsjahr 1951 
mit 29,1 Mio DM an das Land Schleswig- 
Holstein ausgezahlt und zunächst bei den 


Vorschüssen gebucht; er ist nach Beanstan- 
dung durch den Bundesrechnungshof im 
Rechnungsjahr 1952 als außerplanmäßige 
Ausgabe nachgewiesen worden. 

Nach § 2 a. a. O. war das Land Schleswig- 
Holstein verpflichtet, den Kredit insbeson- 
dere aus Mitteln zurückzuzahlen, die ihm 
auf Grund des Gesetzes über den Finanz- 
ausgleich unter den Ländern im Rechnungs- 
jahr 1951 zugeflossen sind. Die Rückzah- 
lung ist bisher nicht erfolgt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat am 

24. Januar 1955 hierzu folgendes ausge- 
führt: 

Die Finanzlage des Landes Schleswig- 
Holstein gestaltete sich im Rechnungs- 
jahr 1951 so schwierig, daß das Land auf 
die Zuschüsse aus dem Länderfinanzaus- 
gleich 1951 dringend angewiesen war, um 
seine unabweisbaren laufenden Verpflich- 
tungen zu erfüllen. Schleswig-Holstein 
war daher nicht in der Lage, der ihm 
nach § 2 des Gesetzes über eine Finanz- 
hilfe für das Land Schleswig-Holstein 
vom 29. März 1951 obliegenden Ver- 
pflichtungen nachzukommen. Auch die 
spätere Entwicklung der Finanzlage 
Schleswig-Holsteins hat bisher selbst 
eine nur teilweise Rückzahlung der 70 Mio 
DM und eine Zinserhebung nicht zuge- 
lassen. Der Finanzminister des Landes 
Schleswig-Holstein hat wiederholt bean- 
tragt, den Kassenkredit von 70 Mio DM 
in einen Zuschuß umzuwandeln oder die 
Forderung des Bundes niederzuschlagen. 

Die Anträge Schleswig-Holsteins sind bis- 
her dilatorisch behandelt worden, weil 
eine Sachentscheidung zur Zeit nur zu 
einem endgültigen Verzicht des Bundes 
auf die Geltendmachung seiner Forderung 
führen könnte. Ich halte es daher für 
zweckmäßig, diese Entscheidung so lange 
zurückzustellen, bis übersehen werden 
kann, wie sich die Finanzlage des Landes 
Schleswig-Holstein insbesondere nach dem 
Wirksamwerden der Finanzreform (ver- 
stärkter Finanzausgleich unter den Län- 
dern) weiter entwickeln wird. 

Nachdem nunmehr das Gesetz über den 
Finanzausgleich unter den Ländern (Län- 
derfinanzausgleichsgesetz) vom 27. April 
1955 vom Bundestag beschlossen worden 
ist, sollte die endgültige Entschließung des 
Bundesministers der Finanzen nicht länger 
aufgeschoben werden." 
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Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich die- 
ser Empfehlung des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofs angeschlossen, ohne seinerseits 
in irgendeiner Weise auf die Form der Erle- 
digung der Sache Einfluß zu nehmen. 

24. Die uneinheitliche Organisation der Ver- 
waltung der Besatzungslasten hat sich für den 
Bund vielfach schädigend ausgewirkt. Auch 
auf dem Gesamtgebiet der Verteidigung ist 
eine alsbaldige Klärung der verwaltungsmäßi- 
gen Organisation erforderlich. 

Im Jahre 1953 wurde ein Verwaltungsabkom- 
men mit den Ländern abgeschlossen, in dem 
die Bezuschussung der persönlichen und säch- 
lichen Kosten der Besatzungslastenämter in 
Höhe von 50 v. H. durch den Bund vorge- 
sehen ist. Die Gegenleistung hierfür sollte die 
Verpflichtung der Länder sein, einheitliche 
Verwaltungen zu organisieren. Dieser Ver- 
pflichtung sind die Länder jedoch noch immer 
nicht alle gefolgt. Schwierigkeiten haben sich 
in der Frage der Schaffung staatlicher Besat- 
zungslastenverwaltungen in Nordrhein-West- 
falen, Baden-Württemberg und Niedersachsen 
ergeben. Von diesen drei Ländern, in denen die 
Ämter bei den Kreisen gebildet wurden, wird 
immer wieder darauf hingewiesen, daß die 
Verstaatlichung aus politischen Gründen nicht 
durchführbar sei. Nordrhein-Westfalen will 
auch aus finanziellen Gründen an der Kreis- 
verwaltung festhalten. Im Augenblick hat das 
Bundesministerium der Finanzen in diesen 
drei Ländern insbesondere auf die personelle 
Besetzung der Ämter wenig oder gar keinen 
Einfluß.. Seit dem Inkrafttreten der Verträge 
ist die Entschädigung nicht nur der Höhe nach 
von deutscher Seite zu tragen, sondern auch 
dem Grunde nach zu regeln. Zur Beseitigung 
der bei den Prüfungen festgestellten Mängel 
ist eine andere personelle Besetzung erforder- 
lich, die hinreichend Gewähr dafür bietet, daß 
die Entscheidungen der schwierigen Fälle der 
Personen- und Belegungsschäden gewährleistet 
sind. Der Rechnungsprüf ungsausschuß begrüßt 
die bis in die neueste Zeit gehende Bericht- 
erstattung des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofs, weil nur so die richtigen Folgerun- 
gen aus der Rechnungsprüfung gezogen wer- 
den können. Er stellt ausdrücklich fest, daß 
die abgeschlossenen Verträge von einzelnen 
Ländern nicht eingehalten worden sind. Dieser 
Zustand einer zwar abgeschlossenen, aber nicht 
durchgeführten Verwaltungsabmachung ist 
höchst unbefriedigend. Der Bundesminister 
der Finanzen wird ersucht, über den Fortgang 
der Durchführung der getroffenen Verwal- 


tungsabmachung zu berichten und die Einheit- 
lichkeit der Besatzungslastenverwaltung in 
allen Landern sicherzustellen. 

25. In Nr. 136 (S. 114) wird u. a. ausgeführt: 

„In seinen Bemerkungen 1949/1950 S. 20 
hat der Bundesrechnungshof als Verstoß ge- 
gen § 30 Abs. 1 Satz 1 RHO beanstandet, daß 
das Land Bayern im Rechnungsjahr 1950 
Bundesmittel bei Einzelplan XXVI Kapi- 
tel I Titel 33 im Betrage von rd. 6 Mio DM 
bestimmungswidrig für Zuschüsse zum Bau 
von Flüchtlingswohnungen verwendet hat. 
Außerdem hat er als Verstoß gegen § 104 
Satz 2 RHO angesehen, daß die Bundes- 
minister des Innern und der Finanzen auf 
Antrag des Landes Bayern — ohne Anhö- 
rung des Bundesrechnungshofs — auf eine 
Rückerstattung dieses Betrages verzichtet 
haben. In den Bemerkungen hat es der Bun- 
desrechnungshof für geboten gehalten, daß 
die vom Land Bayern zu Unrecht verwen- 
deten rd. 6 Mio DM bei künftigen Zuwei- 
sungen an die Länder zur Errichtung von 
Wohnungen für Kriegsfolgenhilfe-Empfän- 
ger in angemessenem Umfange angerechnet 
werden. Unter der Voraussetzung, daß der 
Bundesminister der Finanzen — wie von 
ihm in Aussicht gestellt — diese Anrech- 
nung vornehmen werde, hat der Bundes- 
rechnungshof die Auffassung vertreten, daß 
der Verstoß gegen § 104 RHO auf sich 
beruhen könne. 

In der Anlage zu seinem Mündlichen Be- 
richt über die Prüfung der Bundeshaushalts- 
rechnungen für die Rechnungsjahre 1949 
und 1950 (Bundestagsdrucksache 689 der 
2. Wahlperiode Ziff. 5 e, S. 8) hat derHaus- 
haltsausschuß zu der Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofs erklärt, er erwarte, daß 
der Bundesminister der Finanzen die Ange- 
legenheit im laufenden Haushaltsjahr be- 
reinige. Der Bundestag hat am 14. Juli 1954 
eine entsprechende Entschließung gefaßt 
(vgl. S. 1906 D des Stenographischen Be- 
richts über die 40. Sitzung). 

Mit Schreiben vom 8. Februar 1955 hat der 
Bundesminister der Finanzen dem Bundes- 
rechnungshof mitgeteilt, daß ihm eine An- 
rechnung der 6 Mio DM auf künftige Zu- 
weisungen an das Land Bayern zur Errich- 
tung von Wohnungen für Kriegsfolgenhilfe- 
Empfänger bisher nicht möglich gewesen 
sei und vorausichtlich auch nicht mehr mög- 
lich sein werde.“ 
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Der in der Bemerkung 1949/50 des Bundes- 
rechnungshofs (S. 20) vorgeschlagene und 
vom Bundesminister der Finanzen in Aussicht 
gestellte Ausgleich ist demnach bisher unter- 
blieben. Der Rechnungsprüfungsausschuß hat 
deshalb in seiner 17. Sitzung am 20. Februar 
1956 den folgenden Beschluß gefaßt: 

„Es wird dem Haushaltsausschuß empfoh- 
len, den Bundesminister der Finanzen an 
den Beschluß des Bundestages vom 14. Juli 
1954 zu erinnern. Ein Bericht über die sinn- 
gemäße Erledigung dieses Beschlusses wird 
erwartet/ 4 

26. Auch in der Kriegsopferversorgung liegen 
eine ganze Reihe von Beanstandungen und 
Schwierigkeiten deshalb vor, weil die vom 
Bund zur Verfügung gestellten Gelder durch 
die Länder ausgegeben werden. In Nr. 142 
letzter Absatz ($. 116) wird z. B. ausge- 
führt: 

„Der Bundesrechnungshof hat wiederholt 
und nachdrücklich auf die ungünstigen Aus- 
wirkungen der unklaren Beziehungen zwi- 
schen Bund und Landern aufmerksam ge- 

Stichtag Beschädigte 

31. 12. 1949 1 397 040 

31. 3. 1955 1 516 590 

Der Haushaltsausschuß lenkt die Aufmerk- 
samkeit des Bundestages auch auf die folgen- 
den Ausführungen in der Denkschrift: 

„166. Die nach Anzeigen der Länder dem 
Bund als Landeslast zu erstattenden 
Beträge beliefen sich nach dem Stande 
vom 31. März 1954 auf rd. 168 Mio 
DM. Von diesem Betrage waren den 
Bundesmitteln bis zum 31. Dezember 

1954 rd. 83 Mio DM zugeflossen. Wie- 
weit sich der Betrag von 168 Mio DM 
durch die allgemeine Überprüfung 
(Nr. 165) erhöhen wird, läßt sich noch 
nicht übersehen. 

167. . . . 

Bei den Zahlungen der Versorgungs- 
ämter für die Rentenversicherungsträ- 
ger handelt es sich um erhebliche Be- 
träge. Die Gesamtsumme für die Zeit 
vom 1. Oktober 1950 bis zum 31. März 

1955 beläuft sich auf rd. 378 Mio DM/ 4 

Dieser hohe Betrag von 378 Mio DM ist in- 
zwischen aufgerechnet worden. Die Renten- 
versicherungsträger haben einen Anspruch auf 


macht, die die Einheitlichkeit der Versor- 
gung gefährden. Er hat dabei den Stand- 
punkt vertreten, daß die Versorgungsberech- 
tigten einen Anspruch darauf haben, in 
allen Ländern ihre Versorgung nach den 
gleichen Grundsätzen, unter den gleichen 
Voraussetzungen und in gleicher Höhe zu 
erhalten. Neuerdings sieht das 4. ÜG vom 
1. April 1955 an in Angelegenheiten von 
grundsätzlicher oder erheblicher finan- 
zieller Bedeutung hinsichtlich der wirt- 
schaftlichen Verwaltung der Bundesmittel 
für die obersten Bundesbehörden ein Wei- 
sungsrecht vor und bestimmt, daß bei Ver- 
wendung der Bundesmittel das Haushalts- 
recht des Bundes gilt/ 4 

Die rechnerischen Grundlagen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes (BVG) haben sich nicht be- 
wahrheitet; denn es ist nicht ein Absinken der 
Zahlen zu beobachten, sondern — von der 
Zahl der Waisen abgesehen — in der Zeit 
vom 31. Dezember 1949 bis zum 31. März 
1955 ein beachtliches Ansteigen der Zahl der 
Beschädigten, der Witwen und der versor- 
gungsberechtigten Eltern: 

Witwen Waisen Eltern 

633 148 1 267 227 147 023 

1 183 645 1 218 053 344 407 

Erstattung der Mehraufwendungen, die ihnen 
dadurch entstehen, daß durch die Folgen von 
Schädigungen im Sinne des Bundesversor- 
gungsgesetzes vorzeitig Ansprüche aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen erwachsen 
(§ 90 BVG). Eine abschließende Regelung ist 
bis heute noch offen. Es sind pauschale Be- 
träge gezahlt worden; hierbei hat man den 
vorerwähnten Betrag von 378 Mio DM auf- 
gerechnet. Haushaltsrechtlich liegt in formeller 
Hinsicht ein Fehler vor. Die Einnahmen und 
Ausgaben sind im Haushaltsplan getrennt 
voneinander in voller Höhe, d. h. nach dem 
Bruttoprinzip, zu veranschlagen. Der Bundes- 
minister der Finanzen wird deshalb ersucht, 
dem Haushaltsausschuß über, diesen Sachver- 
halt zu berichten. 

Der Bundesrechnungshof hat sich immer wie- 
der für eine Vermehrung des Personals einge- 
setzt, wenn er bei seinen Prüfungen feststellte, 
daß durch Überbelastung des Personals für 
den Bund Schäden entstanden. Eine ähnliche 
Situation, wie sie infolge der personellen Miß- 
stände in der Bauverwaltung und der Steuer- 
verwaltung bereits eingetreten ist (vgl. z. B. 
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Nr. 73, 94 und 99 bis 108 der Denkschrift), 
könnte nach dem Übergang der Verwaltungs- 
kosten auf die Länder auch bei der Kriegs- 
opferverwaltung entstehen. Ein Vertreter des 
Bundesrechnungshofs bezeichnete deshalb in 
der 16. Sitzung des Rechnungsprüfungsaus- 
schusses vom 30. Januar 1956 die in den Lan- 
dern auf Kosten des Bundes möglichen perso- 
nellen Einsparungen als eine allgemeine Ge- 
fahr, der aber letzten Endes das Grundgesetz 
durch seine Konstruktion einen gewissen Vor- 
schub leiste. Die inzwischen auch vom Bun- 
desrechnungshof gesammelten Erfahrungen 
geben besondere Veranlassung, den Bundestag 
auf die bis in die Gegenwart hineinreichenden 
Nachteile besonders aufmerksam zu machen. 
Sie ergeben sich aus der Tatsache, daß die 
finanzielle Verantwortung beim Bund und 
die Verwaltungszuständigkeit bei den Län- 
dern liegt (vgl. auch Nr. 142 S. 115 der Denk- 
schrift). 

27. Der Bundesminister der Finanzen ist auf 
Grund eines Beschlusses des Rechnungsprü- 
fungsausschusses vom 20. Februar 1956 gebe- 
ten worden, diesem Ausschuß Auskunft über 
Höhe, Art und Festsetzung der Gehälter der 
Vorstandsmitglieder der Lastenausgleichsbank 
zu geben. Dieser Beschluß wurde gefaßt, um 
sich ein Urteil darüber bilden zu können, ob 
die aus Anlaß der Nichtveröffentlichung der 
Bezüge der Vorstandsmitglieder der Lasten- 
au sgl eichsbank in der Öffentlichkeit geübte 
Kritik sachlich hinreichend begründet ist. 

Einige Beanstandungen haben Anlaß zu einer 
kritischen Würdigung des Geschäftsgebarens 
dieser Bank gegeben. Hierbei lag der Schwer- 
punkt auf der Einrichtung und Unterhaltung 
sogenannter Vorratskonten. Die Lastenaus- 
gleichsbank braucht zur Durchführung ihrer 
laufenden Geschäfte, die ihr vom Bundesaus- 
gleichsamt übertragen sind, entsprechende 
Bundesmittel. Diese Mittel hat das Bundes- 
ausgleichsamt zuweilen in einem Umfang zur 
Verfügung gestellt, der über den tatsächlichen 
Bedarf der Bank hinausging. Der Präsident 
des Bundesausgleichsamts hat auf Grund der 
Prüfungen des Bundesrechnungshofs diesen 
Mangel inzwischen abgestellt. 

Über die Gebührenhöhe schweben noch Ver- 
handlungen. Da nur die Vorlage einer ord- 
nungsgemäßen Kostenrechnung eine korrekte 
Berechnung der Verwaltungskostenentschädi- 
gung gewährleistet, wird der Bundesrechnungs- 
hof gebeten, dem Rechnungsprüfungsausschuß 
nach Prüfung dieser Unterlagen zu berichten, 


ob die von der Lastenausgleichsbank von sich 
aus vorgenommene Globalabrechnung richtig 
ist. 

28. Der Präsident des Bundesrechnungshofs 
hat als Beauftragter für Wirtschaftlichkeit in 
der Verwaltung sich u. a. auch in einem grö- 
ßeren Gutachten über das Auswärtige Amt 
geäußert. Auf Nr. 244 und 245 der Denk- 
schrift wird besonders aufmerksam gemacht. 
In Nr. 245 Abs. 5 wird ausgeführt: 

„ . . . Wenn neben der , Länderabteilung' 
nun noch eine politische Abteilung' beste- 
henbliebe, so wäre die , Länderabteilung* 
einer eigenen Substanz weitgehend beraubt. 
Gerade sie aber sollte im Bereich der aus- 
wärtigen Beziehungen den tragenden Pfei- 
ler der außenpolitischen Arbeit bilden. 
Deshalb werden nach Abschluß der Aufbau- 
arbeiten alle politischen Fragen der Länder- 
abteilung zu übertragen und, soweit nicht 
ihre einheitliche Bearbeitung innerhalb die- 
ser Abteilung erforderlich ist, in die ein- 
zelnen Länderreferate einzubeziehen sein." 


Der Rechnungsprüfungsausschuß empfiehlt 
dem Haushaltsausschuß, diesen Fragenkom- 
plex gesondert zu beraten und hierbei auch 
die einzelnen Gutachten zu besprechen. 

29. In Nr. 243 der Denkschrift wird über 
die finanziellen Ergebnisse, die der Bundes- 
rechnungshof mit seinen Prüfungen erzielt hat, 
wie folgt Aufschluß gegeben: 


Rechnungsjahr 
1952 1953 

(einschließlich der 
in der Denkschrift 
1951 Nr. 406 für 
das Rechnungs- 
jahr 1952 ausge- 
wiesenen Beträge) 


Nachträgliche Ein- 
nahmen oder rück- 
gängig gemachte Aus- 
gaben 

46 349 952 DM 

12 867 495 DM 

nachträgliche Aus- 
gaben oder rückgän- 
gig gemachte Ein- 
nahmen 

388 329 DM 

60 723 DM 

bei Ausgleich von 
Titelverwechslungen 
entstandene 

Wenigerausgaben . 

25 551 DM 

— DM 

Mehreinnahmen . 

5 634 DM 

— DM 

voraussichtliche 
einmaligeWenigcr- 
ausgaben .... 

4 680 358 DM 

339 550 DM 

einmalige Mehr- 
einnahmen . 

10 611 826 DM 

1 147 194 DM 

jährliche Weniger- 
ausgaben .... 

39 252 007 DM 

6 696 338 DM 

jährliche Mehr- 
einnahmen . . . 

1 427 482 DM 

335 736 DM 
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Diese Zahlen werden sich noch erhöhen, 
vor allem für das Rechnungsjahr 1953, 
weil viele Prüfungsverfahren noch nicht 
abgeschlossen sind. 

Außerdem sind noch nachträglich für frü- 
here Rechnungsjahre (1949 bis 1951) er- 
mittelt: 

Nachträgliche Einnahmen 
oder rückgängig gemachte 
Ausgaben 2 585 033 DM 

nachträgliche Ausgaben 

oder rückgängig gemachte 

Einnahmen 38 977 DM 

voraussichtliche jährliche 

Wenigerausgaben . . 120 483 DM 

Mehreinnahmen . . . 207 617 DM. 

Die Prüfungen führten für die Rechnungs- 
jahre 1952 und 1953 zu einer Nachforde- 
rung an Landessteuern von rd. 8,5 Mio DM, 
die in den vorstehenden Ergebnissen nicht 
enthalten sind (vgl. Nr. 108). 


Die angegebenen Ergebnisse können für sich 
allein nicht als Maßstab für den Erfolg 
oder die Bedeutung der Prüfungen des 
Bundesrechnungshofs angesehen werden. 
Wesentlicher ist die vorbeugende Wirkung 
aus der ständigen Überwachung der Haus- 
haltswirtschaft. Hierauf habe ich schon in 
früheren Denkschriften hingewiesen. 

Ebenfalls nicht unmittelbar in Erscheinung 
treten die finanziellen Auswirkungen durch 
die begutachtende Tätigkeit, die auf eine 
Steigerung der Verwaltungswirksamkeit, 
Vereinfachung und Einsparung, Rationali- 
sierung, Beseitigung von Mängeln sowie auf 
gleichmäßige Anwendung der Vorschriften 
hinzielt. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat in seiner 
17. Sitzung vom 20. Februar 1956 beschlos- 
sen, bei der Berichterstattung auf diese finan- 
zielle Auswirkung der Prüfungstätigkeit des 
Bundesrechnungshofs mit Anerkennung hinzu- 
weisen und für diese Arbeit besonderen Dank 
auszusprechen. 
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